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Vorwort 

Der verantwortliche Umgang mit dem immer knapper werdenden Raum außer-
halb geschlossener Siedlungen - dem Freiraum - ist eine wichtige wenn nicht zen-
trale Zukunftsfrage.  Der anhaltend hohe Landschafts verbrauch von zur Zeit minde-
stens 70 ha pro Tag widerspricht dem Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung. 
Die mit der Aufnahme der Bodenschutzklausel in das Baugesetzbuch (1986) er-
hoffte  „Trendwende im Landschaftsverbrauch" wurde nicht erreicht. Schlimmer 
noch: altbekannte städtebauliche Fehler wurden und werden vor allem beim Auf-
bau der neuen Bundesländer wiederholt. 

Auf der Gemeinde lastet als Trägerin der Bauleitplanung die entscheidende Ver-
antwortung für einen Städtebau, der dem Ziel des Erhalts der natürlichen Lebens-
grundlagen verpflichtetet ist. Da das geltende Städtebaurecht der schleichenden 
Landschaftszerstörung wenig entgegenzusetzen hat, ist es um so wichtiger, daß die 
Gemeinden zumindest die vorhandenen gesetzlichen Schranken der Freiraum-
inanspruchnahme beachten. Dabei kommt vor allem den Vorgaben für eine Innen-
entwicklung besiedelter Bereiche eine besondere Bedeutung zu. 

Die vorliegende Arbeit wurde am 2. 2. 1999 von der Juristischen Fakultät der 
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg als Dissertation angenommen. Die 
Grundidee entstand während meiner Anwaltstätigkeit in Halle (Saale) - geprägt 
durch das unmittelbare Erleben der städtebaulichen Fehlentwicklungen der An-
fangsjahre der neuen Bundesländer. 

Erstellt habe ich die Arbeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter von Frau Prof. Dr. 
Monika Böhm (Konstanz, vormals Halle), die die Arbeit auch betreut hat. Ihr gilt 
mein besonderer Dank. Dank gebührt auch dem Zweitgutachter Herrn Prof. Dr. 
Michael Kilian (Halle) und dem Drittgutachter Herrn Prof. Dr. Michael Heintzen 
(Berlin) für die zügige, gleichwohl eingehende Begutachtung der Arbeit. Meinem 
Schwiegervater Herrn Prof. Dr. Raimund Borgmeier und meiner Frau danke ich 
für die Mühe des Korrekturlesens. 

Halle (Saale), im Mai 2000 Thorsten  Franz 
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Α. Einleitung 

Ι . Einführung in das Thema 

Die öffentliche  Diskussion des Themas „ökologisches Planen und Bauen" be-
gann in der Bundesrepublik Deutschland Ende der siebziger Jahre. Zwischenzeit-
lich handelt es sich um einen nicht nur in Fachkreisen gebräuchlichen Begriff,  mit 
dem auch eine breitere Öffentlichkeit  zunehmend bestimmte Inhalte verbindet. Je-
ner Begriff  wird allerdings oft mit unterschiedlicher Bedeutung verwandt, zumal 
er eine Vielzahl von Aspekten umfaßt. Im Rahmen der vorliegenden Arbeit steht 
ein zentraler Teilaspekt der Forderungen ökologischen Planens und Bauens im 
Mittelpunkt: die Forderung nach einem grundsätzlichen Vorrang der Innenentwick-
lung vor der Inanspruchnahme von Freiraum für bauliche Zwecke. In diesem Zu-
sammenhang tauchen in der Diskussion auch Schlagwörter wie bestandsorientier-
ter Städtebau, Flächenrecycling, Siedlungsoptimierung oder Nachverdichtung auf, 
die allerdings mit dem Begriff  der Innenentwicklung nicht deckungsgleich sind. 

Ökologisches Planen und Bauen ist keine gänzlich neue Form in Abgrenzung zu 
einer herkömmlichen Form des Planens und Bauens. Vielmehr ist im Laufe der 
letzten Jahre zunehmend die Berücksichtigung ökologischer Gesichtspunkte für 
die Planung von Bebauung und das Bauen rechtlich festgeschrieben worden. 

In der vorliegenden Arbeit soll das rechtliche Verhältnis von Freirauminan-
spruchnahme und Innenentwicklung vor dem Hintergrund der Forderungen ökolo-
gischen Planens und Bauens untersucht werden. Ziel ist es, dabei das komplexe 
Gefüge rechtlicher Vorgaben für dieses Verhältnis darzustellen, diese Vorgaben an 
den Forderungen ökologischen Planens und Bauens zu messen und zu untersuchen, 
ob eine rechtliche Neuordnung des Verhältnisses von Innenentwicklung und Frei-
rauminanspruchnahme anzuraten ist. Die Arbeit behandelt das Verhältnis von Frei-
rauminanspruchnahme und Innenentwicklung aus der Perspektive der Gemeinde, 
da ihr als Trägerin der Bauleitplanung eine zentrale Stellung bei der Umsetzung 
jener Vorgaben zukommt. 

Der erste Teil der Arbeit beginnt mit einer Übersicht über die Bedeutung des 
Freiraumschutzes. Dabei werden die Zusammenhänge zwischen Bebauung und 
Umweltproblemen und insbesondere die Folgen freiraumverbrauchender  Bebau-
ung als Problem eines nachhaltigen Umweltschutzes aufgezeigt. Der zweite Teil 
gibt einen Überblick über die allgemeine Stellung der Gemeinde im Bereich des 
Bauwesens, um deren verfassungs- und einfachgesetzliche Einbindung in das Sy-
stem des planungsrechtlichen Umgangs mit der Landschaft aufzuzeigen. 
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Den Kern der Arbeit bildet der dritte Teil. Er behandelt die einzelnen rechtlichen 
Vorgaben für das Verhältnis von Freirauminanspruchnahme und Innenentwicklung. 
Neben einer Behandlung der aus Art. 20 a GG abzuleitenden Vorgaben werden 
Schwerpunkte auf die Auslegung der bauplanungsrechtlichen Bodenschutzklausel, 
Ermittlungspflichten der Gemeinde und das naturschutzrechtliche Vermeidungsge-
bot gelegt. 

In einem vierten Teil werden mögliche Regelungen de lege ferenda zur Ausge-
staltung des Verhältnisses von Freirauminanspruchnahme und Innenentwicklung 
skizziert. 

Der fünfte  und letzte Teil dient dazu, die in tatsächlicher und rechtlicher Hin-
sicht vielfältigen Möglichkeiten der Innenentwicklung darzustellen. Dabei werden 
die wichtigsten bei der gemeindlichen Innenentwicklung auftretenden Rechtsfra-
gen behandelt. 

Die Arbeit schließt mit einer thesenhaften Zusammenstellung der gewonnenen 
Ergebnisse. 

I I . Zusammenhänge zwischen Freiraumbebauung 
und zentralen Umweltproblemen1 

1. Allgemeines 

Die allgemeine Umweltsituation wird durch eine nationale2 wie weltweite3 Ver-
schärfung von Umweltproblemen gekennzeichnet. Unter dem Begriff  Umweltpro-
blem soll die noch ungelöste schwierige Aufgabe4 der Beseitigung bzw. Abwehr 
von eingetretenen oder zu erwartenden Umweltschäden verstanden werden.5 Die 

1 Zur allgemeinen Umweltsituation in der Bundesrepublik Deutschland s. Umweltbunde-
samt, Umweltzustandsbericht 1997; zur Umweltsituation speziell in den neuen Bundeslän-
dern: Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Mitteilung der Kommission: Zustand 
der Umwelt in den sechs neuen Bundesländern, 1998 - KOM 1998, S. 33. 

2 „Unter den Industriestaaten der Erde ist die Bundesrepublik Deutschland durch Bevölke-
rungsdichte und intensive wirtschaftliche Tätigkeit heute eines der Länder mit der weitaus 
höchsten Umwelt- und Ressourcenbeanspruchung. Die Bevölkerungsdichte im Bundesgebiet 
ist mit 247 Einwohnern je Quadratkilometer außerordentlich hoch. Die Umweltbeanspru-
chung erstreckt sich auf das gesamte Bundesgebiet." (Einleitungssätze der Bodenschutzkon-
zeption der Bundesregierung vom 6. 2. 1985 BT-Drucksache 10/2977, S. 4). Die Bundesre-
publik Deutschland zählt zu den am dichtesten besiedelten Ländern Europas (vgl. Umweltbe-
richt 1988 - Unterrichtung durch die Bundesregierung - BT-Drucksache 13/10735, S. 8). 

3 Es sei hier nur an die Zunahme der Weltbevölkerung von 1970 bis 1990 von 3,6 auf 5,3 
Milliarden erinnert, die eine Vielzahl von Umweltproblemen im „Schlepptau" hat (vgl. von 
Weizsäcker/Lovins/Lovins,  S. 286). 

4 Vgl. Duden, Deutsches Universalwörterbuch, S. 1182. 
5 Der Begriff  der Umwelt wird in sehr verschiedener Weise definiert (vgl. Bender/Spar-

wasser/Engel,  Teil 1 Rdnr. 5). Mit Kloepfer  (Umweltrecht, § 1 Rdnr. 14) kann zwischen 
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zur Zeit mehr oder minder intensiv diskutierten Umweltprobleme lassen sich 
schlagwortartig unter folgende Begriffe  fassen: Landschaftsverbrauch6, Zerschnei-
dungseffekte,  Artenschwund, Ozonproblematik, Saurer Regen /Waldsterben7, 
Treibhauseffekt,  Verbrauch nicht erneuerbarer  Ressourcen (fossile Brennstoffe, 
Metalle), Luftschadstoffe 8, Nitrat- und Schwermetallbelastung der Böden und Ver-
kehrsinfarkt  der Städte. Mögen auch nicht alle Umweltprobleme ihre Ursache in 
der Bebauung haben, so hat die Bautätigkeit insbesondere im Freiraum eine zentra-
le Bedeutung für Art und Ausmaß der bestehenden Umweltprobleme. 

2. Landschaftsverbrauch 

Die Hauptursache der Landschaftszerstörung  ist der sog. Landschafts- oder 
Landverbrauch9 durch Siedlungs- und Verkehrsflächen. 10 Unter Landschaftsver-
brauch versteht man nicht ein Verbrauchen im Sinne der umgangssprachlichen 
Hauptbedeutung11 des Wortes.12 Landschaft „verschwindet" nicht durch Sied-
lungs- und Verkehrsflächen,  sondern erfährt  eine durch Überbauung und Boden-
versiegelung geprägte Umgestaltung und Umnutzung. Der Terminus „verbrau-
chen" ist jedoch inhaltlich gerechtfertigt,  soweit man als Gegenstand des Ver-
brauchs nicht Land bzw. die Landschaft an sich, sondern nur die offene  oder freie 
Landschaft ansieht. Siedlungstätigkeit mit einhergehender Überbauung und Versie-

einem extensiven und einem restriktiven Umweltbegriff  unterschieden werden. Während der 
extensive unsere gesamte Umgebung einschließlich unserer Mitmenschen und aller sozialen, 
kulturellen und politischen Einrichtungen umfaßt (Kloepfer,  Umweltrecht, § 1 Rdnr. 15), kon-
zentriert sich der restriktive Umweltbegriff  (des juristischen Raums) auf die natürliche Um-
welt (Kloepfer,  Umweltrecht, § 1 Rdnr. 16). Natürliche Umwelt ist in Anlehnung an § 2 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 UVPG zu definieren als Menschen, Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, 
Klima und Landschaft einschließlich der Wechselwirkungen untereinander, wobei die eben-
falls in § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 UVPG genannten Kultur- und Sachgüter nicht umfaßt werden. 
Der Begriff  der natürlichen Umwelt greift damit über die sog. Umweltmedien (vgl. Bender/ 
Sparwasser/Engel,  Teil 3 Rdnr. 2) Boden, Luft und Wasser weit hinaus. Zu anderen normati-
ven Umweltbegriffen  s. Kloepfer,  Umweltrecht, § 1 Rdnr. 17. 

6 Eine intensivere öffentliche  Diskussion setzte etwa in der Mitte der achtziger Jahre ein. 
7 Seit Mitte der achtziger Jahre. 
8 Seit Mitte der siebziger Jahre. 
y Soweit hier von Landverbrauch die Rede ist, wird hierunter nur die Inanspruchnahme 

von Boden durch bauliche Zwecke als Siedlungs- oder Verkehrsfläche verstanden. Es sei dar-
auf hingewiesen, daß der Begriff  bisweilen auch in einem anderen, weiteren Sinn gebraucht 
wird. So meint etwa Winter,  S. 134: „Auch das ist ,Landschaftsverbrauch':  ausgeräumte Äk-
ker, Furchen ohne Baum oder Strauch bis zum Horizont und betonierte Bäche. Hügel sind ab-
getragen, Hohlwege zugeschüttet und Hecken verschwunden." 

10 Bender/Sparwasser/Engel,  Teil 3 Rdnr. 17. 
11 Vgl. Duden, Deutsches Universalwörterbuch, S. 1635: ,/egelmäßig (eine gewisse Men-

ge von etw.) nehmen u. für einen best. Zweck verwenden [bis nichts mehr davon da ist]". 
1 2 Hierauf weisen von Grot/ Kunst/Raabe/Sander,  S. 13 und Sening,  in: Rosenkranz/ 

Bachmann /Einsele/ Harreß, 0510 S. 1 hin. 




